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l0rmationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

Union in. 
Deutschland 

Bonn, den 24. November 1983 

<grtlaut der Regierungserklärung 
^Bundeskanzlers 

Die Atlantische Allianz 
Schert Frieden 
Und Freiheit in Europa 
S*e führen wir erneut eine große Debatte über die Grundsatz- 
a;9e, wie in unserem Land, wie in Westeuropa Frieden und Freiheit 
^sichert werden können. Wer vom Frieden spricht, muß sich am 
J^ßstab der Freiheit messen lassen. Freiheit ist für uns Bedingung 
2 Fr'edens. Sie kann nicht sein Preis sein. Wer bereit ist, die Frei- 

,tfür den Frieden zu riskieren, wird beides verlieren. 
Jj?r°ht durch inneren und äußeren Druck, im Ringen um Freiheit und Men- 
dä ?nrechte waren es im letzten Jahr die polnischen Bischöfe, die ins Ge- 
EJJnte riefen, was immer und überall gilt: „Die Berufung auf Freiheit ist das 
*chht jedes Menschen und jeder Nation. Sie ist eine Aufgabe, jedem Men- 
jk nen und jeder Nation gestellt. Wir sehen die Freiheit und den Frieden, der mit 
SeVlrbunden ist' als Frucht des bewußten und durchdachten Handelns." Die- 
^ s 2>tat der katholischen Bischöfe spricht für sich. 
b'e s'cherung des Friedens in Freiheit - dies bleibt die beherrschende Aufga- 
J ^nserer Zeit. In dieser Verantwortung stehen wir bei den Diskussionen, die 
ty. fuhren, und bei den Entscheidungen, die wir zu treffen haben. 
^LH"6 sind für den Frieden. Worüber wir streiten, das ist der beste Weg, den 
N ed«n zu erhalten. 
C Leitrnotiv meines Handelns bleibt, wie ich es in meiner Regierungserklä- 

9 am 4. Mai dargelegt habe: Frieden schaffen mit immer weniger Waffen. 
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I. 
Beim NATO-Doppelbeschluß geht es nicht 
zuerst um eine technische Frage der Rü- 
stung, nicht allein darum, ob eine Waffen- 
art durch eine andere ersetzt werden soll. 

Es geht um das Gleichgewicht der Kräfte 
und damit um die Grundlage des Friedens 
in Europa. 
Es geht um die Frage, ob Rüstungskon- 
trolle helfen kann, ein Gleichgewicht auf 
niedrigem Niveau herzustellen und zu sta- 
bilisieren. 

Es geht darum, ob sich die Partner in der 
Solidargemeinschaft des Bündnisses wei- 
ter auf die Bundesrepublik Deutschland 
— und wir uns auf sie — verlassen kön- 
nen. 
Es geht darum, ob das Bündnis auf der 
Grundlage vertrauensvoller und freund- 
schaftlicher Beziehungen Westeuropas zu 
den Vereinigten Staaten von Amerika und 
Kanada auch in den letzten Jahren dieses 
Jahrhunderts seine Aufgabe erfüllen kann, 
Frieden und Freiheit zu sichern. 

Schließlich geht es im Kern, im ent- 
scheidenden Kern um die Frage, ob 
wir, ob die Bundesrepublik Deutsch- 
land willens und fähig ist, sich mit ih- 
ren Verbündeten einem Vormachtan- 
spruch der Sowjetunion entgegenzu- 
stellen oder nicht. 

Die außenpolitische Orientierung unseres 
Landes steht auf dem Spiel. Es darf der 
Sowjetunion nicht gelingen, mit Hilfe ihrer 
gewaltigen Rüstungsanstrengungen, die 
durch kein erkennbares Verteidigungs- 
und Sicherheitsbedürfnis zu rechtfertigen 
sind, 
— uns Westeuropäer einzuschüchtern, 

— unsere politische Handlungsfreiheit 
einzuengen 
— und uns von den USA zu trennen. 
Nur wenn wir dies verhindern  können, 
bleibt die Tür offen zu einer Friedensord- 

nung in Europa, die auf Gerechtigke' ^ 
ruht und nicht auf Gewalt. Nur eine s 
Friedensorientierung   kann   den  •    <.0. 
endgültig sichern. Das sollte auch d'e 

wjetunion erkennen lernen. -j. 
Es ist der politische Wille der SoWJ6^. 
on, von dem wir uns bedroht fühlet   -^ 
fen sind Gegenstände. Sie drohe*1    , 
mandem. Es ist der politische Wille. e ^ 
die Drohung, die hinter ihnen ste   ^5 
Spannungen schafft. Vergessen vt"   gf 

nicht, wenn wir heute und morgen 
den NATO-Doppelbeschluß diskutier» • 

Unsere Allianz, die NATO, ist d« 
siv. Sie hat das in dreißig Jahren • 
Existenz bewiesen. Das Atlant  ^ 
Bündnis hat noch in seiner Bonn» ^ 
klärung am 10. Juni 1982 erneu» 
kräftigt: „Keine unserer Waffen  ^ 
jemals eingesetzt werden — * , 
denn als Antwort auf einen Angr"1' ... 

Unser eigenes Bekenntnis zum     . c\ü 
verzieht wird erweitert durch die eth1 ^ 
Pflicht, andere davon abzuhalten, un 

zugreifen. ^ 
Das elementare Ziel der Atlantische 
lianz war und ist es, Krieg zu verhin   :, 
damit Frieden und Freiheit gesichert ^ 
ben. Die sicherste und bisher einzig   J 

rantie dafür ist die Abschreckung auC 

Nuklearwaffen. .„. 
Es ist unser Ziel, jeden Krieg zu v 

# 
dem — den nuklearen wie den kon^ 
nellen, denn auch konventionelle ^ $ 
wirken verheerend. Schon wegen de , 
waltigen konventionellen Bedrohung ^ 
ben wir auf die Abschreckung auC"1 

Nuklearwaffen angewiesen. . 
Ich weiß um die Angst und die Gewis5 . 
not, die manche Bürger tief beunruh1^ 
denn wir alle kennen die schrecklich6 j 
kung von Nuklearwaffen. Um so grö* j 
unsere politische und moralische ^e^ 
wortung, Voraussetzungen zu sch*v 
die den Einsatz dieser und anderer Wa 

verhindern. 
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DerP. 
% lede im nuklearen Zeitalter ist aber 
g 

so sicher wie die Gefahr des Unter- 
f6 9S für den, der ihn bricht. Deshalb wä- 
^ er einseitige Verzicht auf Abschrek- 
cu 9 e'n unkalkulierbares Risiko. Für sol- 
i\i L a9nisse ist der Friede in Freiheit ein 
lK°stbares Gut. 

h 
lJ[jissen also vorerst weiter mit nuklea- 
Waffen leben und damit in der unge- 

tunQ^!1 ^pannun9 zwischen ihrer Vernich- 

1rHung. \ >*Btl und  ihrer friedenssichernden 

II. 

tolir ^ATO-Doppelbeschluß in seiner 
^'^"Strategischen Bedeutung richtig 
n6n °rdnen, müssen wir auch heute ei- 
AM liCk zuruckwerfen. 
arstr

n^ der sechziger Jahre war die nukle- 
\ Vv9'SChe Situation zwischen den bei- 
ßet ^eltmachten dadurch gekennzeich- 
*öck die Verein'9ten Staaten eine er- 
kt\ -nde Überlegenheit an Nuklearwaf- 
^.'^ontinentaler  Reichweite  besa- 
wletu •      Machte- die USA und die So~ 
t6|5t 

ni0n- verfügten in Europa über Mit- 
Öie '

eckenraketen. 
6i9er)

rT1erikaner iedoch z°9en ab 1963 inre 
r°Pa e[! Mitte|streckenflugkörper aus Eu- 
Hle 

Sie verminderten außerdem ihre 
*üf 6j

arstrategische Zerstörungskapazität 
% Sg derlei dessen, was sie zu Beginn 

cnziger Jahre besessen hatten. 

Mch SowJetun,on   hingegen   behielt 
km nur lhr euro-»tratefllsches Po" 
w "al, sondern baute es sogar — wie 
.... al'e wissen — seit Beginn der 

or Jahre zu einem eigenständi- 
aus. 

#•_ •—"   "OHIO   tU   CIMCIII   Wl 

D|e*    
M«chtfaktor in Europa 

9^n i„.beiden gegenläufigen Entwicklun- 
^cht U2ten sich 1974- als beide Welt- 
en err

edie 'Zwischen von der Sowjetuni- 
d6r ^rk'|Chte nuklearstrategische Parität in 
^'sch ng von Wladiwostok program- 
'entiai u,festnielten- Das Mittelstreckenpo- 

blieb jedoch — wie beim Salt-I-Ab- 

kommen — außerhalb dieser Vereinba- 
rung. 
Zugleich wurde in jenen Tagen den Euro- 
päern bewußt, daß die nuklearstrategische 
Parität zwischen den beiden Weltmächten 
für Westeuropa ein zweischneidiges 
Schwert ist: 
— Für die Vereinigten Staaten und die 
Sowjetunion bedeutet Gleichstand bei 
den Interkontinentalwaffen stabile Ab- 
schreckung: Durch den Einsatz dieser 
Waffen kann keiner etwas gewinnen, son- 
dern jeder nur alles verlieren. 
— Für die Europäer und für uns Deutsche 
jedoch ist der Verlust der nuklearstrategi- 
schen Überlegenheit der USA eine der fol- 
genreichsten Entwicklungen der letzten 
beiden Jahrzehnte. Es gibt in Europa kei- 
nen Ausgleich mehr für die konventionelle 
Überlegenheit des Warschauer Paktes 
und für die eurostrategische Bedrohung 
durch die Sowjetunion. 
Das Bündnis trug diesen Veränderungen 
— nicht zuletzt auch auf Wunsch der 
deutschen Bundesregierung — frühzeitig 
Rechnung, indem es seine Strategie von 
der „Massiven Vergeltung" zur „Flexiblen 
Antwort" weiterentwickelte. Aber — und 
das wissen wir auch — es wurden nicht 
die erforderlichen Mittel bereitgestellt: 

— Die konventionelle Überlegenheit des 
Warschauer Paktes besteht bis heute fort. 

— Und bis heute verfügt die NATO nicht 
über landgestützte nukleare Mittelstrek- 
kenwaffen, also solche Waffen, die nach 
der Bündnisstrategie notwendig sind, um 
die Abschreckung auf allen Ebenen si- 
cherzustellen. 

Westeuropa ist damit in einer anderen Si- 
cherheitssituation als die USA: 

Wir sind durch die konventionelle 
Überlegenheit des Warschauer Pak- 
tes bedroht. Wir sind aber auch durch 
ein nukleares Erpressungspotential 
an   SS-20-Mittelstreckenraketen   be- 
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droht, das immer stärker wird. Diese 
Raketen zielen auf europäische Städ- 
te, nicht auf amerikanische. Die So- 
wjetunion will uns Europäer bedrohen 
und gleichzeitig die USA davon abhal- 
ten, uns zu schützen. 

Schließlich sind wir durch sowjetische In- 
terkontinentalraketen bedroht, die gegen 
Nordamerika und Europa eingesetzt wer- 
den können. 
Der Doppelbeschluß der NATO vom De- 
zember 1979 soll dieses für uns Europäer 
gefährliche Ungleichgewicht korrigieren: 
die Sowjetunion hat die Wahl, künftig ent- 
weder die gleiche nukleare Doppelbedro- 
hung wie Westeuropa hinzunehmen, näm- 
lich die Bedrohung durch Interkontinental- 
und Mittelstreckenraketen, oder — und 
das hoffen wir — zusammen mit der NA- 
TO auf eurostrategische Waffen zu ver- 
zichten oder sie auf einen niedrigstmögli- 
chen Stand zu bringen. 

Mit dem Doppelbeschluß hat das At- 
lantische Bündnis allerdings auch für 
die Dauer von vier Jahren darauf ver- 
zichtet, die sowjetische Vorrüstung 
mit der Aufstellung gleichwertiger 
Waffen zu beantworten. Das Bündnis 
hat damit eine einseitige Vorleistung 
erbracht, die in der Geschichte ohne 
jedes Beispiel ist. Die Sowjetunion ist 
dabei, eine historische Chance zu 
zerstören, indem sie sich diesem neu- 
artigen und mutigen Ansatz zur Abrü- 
stung starr verschließt. 

Aus der eurostrategischen Bedrohung 
durch die Sowjetunion ergeben sich für 
uns zwei politische Kernfragen: 
1. Ist es mit unserer Sicherheit und unse- 
rer politischen Unabhängigkeit vereinbar, 
wenn die Sowjetunion Westeuropa — das 
heißt: auch uns, die Bundesrepublik 
Deutschland — zu einer Zone minderer 
Sicherheit herabstuft? 
2. Soll die Sowjetunion ein Instrument be- 

halten, mit dem sie die Geschicke ^ 
pas entscheidend beeinflussen kann^ 

Die Diskussion über diese Fragen ur 

eur"' 

De- 
mit über den NATO-Doppelbeschlu 
rührt den Lebensnerv der Völker Eur ^ 
Jedermann spürt, daß fundamentale 
gen unserer Sicherheit berührt sind'   ^ 

Ich möchte dazu wiederholen, was i    ^ 
4. Mai 1983 in meiner Regierung«^. 
rung gesagt habe: „Wir können die   ^ 
arwaffen nicht über Nacht aus der'  ^ 
scharfen. Ein einseitiger Verzicht      0. 
die auf uns gerichtete nukleare B^ 
hung nicht mindern, sondern die      ^ 
eines Krieges erhöhen. Es gibt pur

üsse'1 

Weg aus diesem Dilemma: Wir m    ^ 
die nuklearen Waffen auf beiden      e. 
drastisch reduzieren, diejenigen, die   ^ 
re Existenz bedrohen, und diejenige 'ai 
wir heute für unsere Sicherheit ber 
ten müssen." „j 

Solange nicht umfassende Abr" 
militärische Mittel zur Friedens« J, 
rung entbehrlich macht, bleibe^, 
auf  die   bewährte   Bündnis»*«  „j 
von Abschreckung und VerteW* r 

auf   der   Grundlage   des   G,CL/ 
wichts angewiesen — eine SV* ^ 
die wie die Streitkräfte der A,, 
vom Vertrauen der Völker Im 0Ü 

getragen wird. y 
Diese  Sicherheitspolitik  hat  über   j 
zehnte Zustimmung in unserem V° $ 
in den demokratischen Parteien 9e g^ 
Die Stimme unseres Landes war im 
nis klar und unser Platz unumstritte ' « 

i d< Am 26. Mai 1981 wurde auf Antrag ül"^r 
maligen Bundesregierung unter de j, 
rung von Bundeskanzler Helmut S ^ 
eine Entschließung des Deutschen j 
destages mit nur fünf Gegenstimme yi 
sechs Enthaltungen verabschiedet, 
heißt es: ^d* 
„Der Deutsche Bundestag unterste j 
Bundesregierung bei der konsea.1' ^ 
und zeitgerechten Verwirklichung de 
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197Q SSes der NAT0 vom 12- Dezember 
str

9 'n seinen beiden Teilen. Er unter- 
geht in diesem Zusammenhang, daß 

WaffWeSten den Bedarf an Mittelstrecken- 

Verrfn '" der NAT0 im Uchte konkreter 

^andlungsergebnisse prüfen wird." 
'n der Debatte rief der SPD-Vorsitzen- 
0e Willy Brandt Moskau zu: „Stoppt 
eu'e Vorrüstung, beseitigt eure Vorrü- 
stun9, dann brauchen wir nicht nach- 

D Lüsten." 

PQ6 CDu/CSU-Fraktion hat damals als Op- 
tik ?tl0n unter meiner Führung dieser Poli- 
de gestimmt. Die von mir geführte Bun- 
lc. re9ierung hat diese Politik fortgesetzt. 
ich Persönlich habe mehrfach erklärt, daß 
b»i-J

ni,ch an den Beschluß der NATO in 

SeruT Teilen 9ebunden fünle: Die damali" 
p6|. Bedingungen für beide Teile des Dop- 

Schlusses gelten unverändert. 

Ver
r
h
DopPe|beschluß hat zu den Genfer 

V0r 
and|ungen geführt. In ihm sind die 

der
aUSset2ungen, Bedingungen und Ziele 

niert
W®stl'chen Verhandlungsposition defi- 

W Doppelbeschluß ist die konkrete 
1967°rrnUng des Harmel-Berichts von 
*6 ' der nach wie vor die politische Kon- 
drwn Unseres Bündnisses klar und ein- 
die 

Ksvoll beschreibt — eine Konzeption, 
nij|jt?

ü* dern inneren Zusammenhang von 
^ ^arischer Sicherheit und Politik der 
öj   Pannung beruht. 

V0r ?
Undesregierung setzt die von ihrer 

u gangerin eingeschlagene Richtung fort 
l'ar12

Steuert den Kurs der Atlantischen Al- 

hab6
e'ne Verständigung zu ermöglichen, 

fer |MP
die USA 'hre Position bei den Gen- 

rnün Verhandlungen in engster Abstim- 
lioh, JJ mit den NATO-Partnern kontinuier- 
1. i^'terentwickelt: 
R6a    November 1981  schlug Präsident 

samteV01"' daß beide Seiten auf die ge" te|st    Kategorie von landgestützten Mit- 
Und • ckenraketen   größerer   Reichweite 

lr,re Abschußvorrichtungen verzich- 

ten. Sein Vorschlag ging von der ehrlichen 
Überzeugung aus, daß mit dieser beider- 
seitigen Null-Lösung unseren Sicherheits- 
interessen ebenso wie denen der Sowjet- 
union am besten gedient sei. Ich bedaue- 
re nach wie vor, daß sich die Sowjetunion 
bis heute weigert, diesen wegweisenden 
Vorschlag anzunehmen. 

2. Im März 1983 schlugen die Vereinigten 
Staaten ein Zwischenabkommen vor, weil 
die Sowjetunion offensichtlich nicht bereit 
war, wie der Westen auf Mittelstreckenra- 
keten insgesamt zu verzichten. Dieser 
Vorschlag kam der Sowjetunion dadurch 
entgegen, daß er für jede Seite eine glei- 
che Zahl von Gefechtsköpfen in der Band- 
breite zwischen 50 und 450 vorsah. 
3. Weil auch dieser Vorschlag der Ameri- 
kaner für eine Zwischenlösung von der 
Sowjetunion zurückgewiesen wurde, hat 
der amerikanische Präsident im Septem- 
ber 1983 zusätzlich neue Vorschläge un- 
terbreitet, die auf konkrete Anliegen der 
Sowjetunion eingingen. 
Die Vereinigten Staaten sind bereit, 

— nur das sowjetische Mittelstreckenpo- 
tential in Europa auszugleichen, wenn ei- 
ne weltweite Obergrenze vereinbart wird, 
— und neben den Mittelstreckenflugkör- 
pern auch über Flugzeuge entsprechen- 
der Reichweite zu verhandeln. 
— Die Vereinigten Staaten sind ebenso 
bereit, bei einer möglichen Reduzierung 
des Nachrüstungsbedarfs Marschflugkör- 
per und Pershing II anteilmäßig zu berück- 
sichtigen. 
4. Heute vor acht Tagen hat der amerika- 
nische Präsident diesen Vorschlag vom 
September 1983 weitergeführt und mit 
Zahlen konkretisiert. 

Damit hat die amerikanische Seite, 
damit hat die Allianz, damit hat der 
Westen während des ersten Jahres 
meiner Regierungszeit drei substan- 
tielle Vorschläge unterbreitet.  Dem- 
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gegenüber beharrt die  Sowjetunion 
auf   ihren   Maximalforderungen.   Sie 
möchte unverändert die Aufstellung 
von nuklearen US-Mittelstreckenwaf- 
fen in Europa vollständig verhindern 
und sich das Monopol bei den landge- 
stützten    Mittelstreckenraketen    si- 
chern. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich 
von Anfang an bei der Fortentwicklung 
der amerikanischen Position in Genf aktiv 
und konstruktiv beteiligt. Ich habe persön- 
lich   alles   darangesetzt,   daß   sämtliche 
Kompromißmöglichkeiten in Genf ausge- 
lotet werden, die mit den Sicherheitsinter- 
essen  der  Bundesrepublik  Deutschland 
und der Allianz vereinbar sind. Ich stand 
dabei in einem ständigen, engen persönli- 
chen   Kontakt   mit   dem   amerikanischen 
Präsidenten, um alle Einzelheiten für die 
Genfer   Verhandlungsführung   abzustim- 
men. 
Ich muß hier mit aller Deutlichkeit sagen, 
daß es für die deutsch-amerikanischen 
Beziehungen einmalig ist, wie eng die 
Weltmacht USA ihre Verhandlungen in 
Genf mit uns abgestimmt hat. 
Ich hatte dabei selbstverständlich nicht 
nur die nationalen Interessen der Bundes- 
republik Deutschland im Auge. Es war 
auch mein Bestreben, unser Gewicht für 
Westeuropa in die Waagschale zu werfen. 
Zugleich mußte die Bundesrepublik 
Deutschland Eckpfeiler der Allianz blei- 
ben, auf den die USA sowohl ihre Ver- 
handlungsführung als auch eine Stationie- 
rung, wenn uns die sowjetische Unbeweg- 
lichkeit am Ende dazu zwingen sollte, 
gründen konnten. 

Diese klare Haltung war und ist le- 
benswichtig. Der NATO-Doppelbe- 
schluß ist heute Prüfstein für die 
Handlungsfähigkeit und den Selbst- 
behauptungswillen der NATO. 

Selbst außerhalb des Bündnisses wird 
heute mit Sorge verfolgt, ob die freie Welt 

n^ 

die   Kraft   aufbringt,   der   Sowjet^ 
selbstbewußt zu begegnen und ihre 
cherheitsinteressen durchzusetzen. 
Staaten auch außerhalb des Bündnis 
wissen, daß sie von den Erschütterung 
nicht verschont bleiben würden, die 
Schwächung der NATO im Ost-West-5? 
stem auslösen würde. 

III. 
Wie stellt sich nun heute die Lage am 
handlungstisch dar? 
Präsident Reagan hat mit seinen Vorsc 
gen vom 22. September und 14. Nov' 
ber zu allen entscheidenden Prob,e^t|j- 
Lösungswege aufgezeigt, die auf wese

hen, 
ehe Anliegen der Sowjetunion eir,9e^or. 
Generalsekretär Andropow hat diese

nkto- 
schläge in seiner Antwort vom 28. ° 
ber aufgenommen. 
Aber damit sind die Probleme eben 
gelöst. Es besteht jedoch eine Grün 
für  einen  Verhandlungskompromiß-    p 

Sowjetunion hat ihre Maximalforderung 
von Anfang an konsequent verfolgt- M' 
rem Beharren auf die Einbeziehung 
britischen   und   französischen   SV s* 
blockiert sie seit Monaten die Verhana 
gen. ., 
Ich hoffe, daß die jetzt aus Genf korntf?^ 
den Anzeichen darauf hindeuten, daß 
diese Haltung ändern wird. 
Wir jedenfalls  können  diese  Förde''1 

nicht akzeptieren: 
— Sie läuft im Kern darauf hinaus, d'e j(1 

kleare Präsenz der Vereinigten Staate 
Europa zu verhindern und die USA ^ (0- 
stig — das ist das Hauptziel — aus c 
pa zu verdrängen, 
— sie  nimmt  uns,  der  Bundesrepü 

Deutschland,    als    Nichtkernwaffen 
den nuklearen Schutz der USA, 

jpg 

xß 

— sie enthält dem Bündnis die Mitte 
vof 

die es zur Durchführung seiner Strat 
benötigt, und betreibt damit die Abk°P 
lung Europas von den USA. 

A 
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•ch behaupte nach wie vor: Der Bo- 
jen für ein Ergebnis ist bereitet. Aber 
Voraussetzung für ein Ergebnis ist, 
d*B die Sowjetunion ihr Maximalziel 
•ufgibt, sich ein Monopol bei landge- 
stützten Mittelstreckenraketen ge- 
genüber Westeuropa, gegenüber der 
Bundesrepublik Deutschland zu si- 

,   chern. 

g f^'ner Rede vor dem Hohen  Haus am 

h *   1983 habe ich schon sehr fruhzei~ 
Sün     Kriterien fur eine Verhandlungslö- 

9 skizziert. Ich darf sie heute noch ein- 
,aj Wiederholen. 

heit^ Sind bereit- die legitimen Sicher- 
SD s|nteressen der Sowjetunion zu re- 
vEf t eren- Wir sind jedoch nicht bereit, 
CL steuropa als eine Zone minderer Si- 
2 

err»eit zu akzeptieren. 
rUn ksame Rüstungskontrollvereinba- 
Ql 9en müssen auf dem Grundsatz der 
»J? heit beruhen, und sie müssen verifi- 
3 ar sein- 
$ch 

ne   Berücksichtigung   der  französi- 
ljS# Und britischen Systeme hat in den 

"Verhandlungen keinen Platz. 
• Wir streben eine Reduzierung der 

*°wjetischen  Mittelstreckenpotentia- 
• 9egen Europa auf Null an und sind 
°ereit, dafür auf die Dislozierung 
germanischer Mittelstreckenwaffen 
^verzichten. Wenn es zu keinem Er- 
gebnis kommen sollte, weil die So- 
wjetunion dazu nicht bereit ist, wird 
jernäß Doppelbeschluß stationiert 
werden. Sollte ein Zwischenergebnis 
r*lelt werden, so wird sich der Um- 

k 
n9 der Stationierung nach dem kon- 
nten Verhandlungsergebnis richten. 

9erich6 Verla9erung des gegen Europa 
te|str n sowjetischen nuklearen Mit- 
Un* eckenPotentials nach Fernost ist für 
6 

S
D
n|cht hinnehmbar. 

ne cf SowJetunion bleibt aufgefordert, ei- 
daß 

n,9Ur»g nicht dadurch zu verhindern, 

Perno'6 SiCh dürch verstärkte Rustun9 in 
st ein neues hegemoniales Macht- 

mittel gegenüber ihren asiatischen Nach- 
barn und zugleich ein verlegbares Dispo- 
sitionspotential gegenüber Westeuropa, 
gegenüber uns verschafft. 
Ich habe diese Kriterien hier erneut vorge- 
tragen, um zweierlei deutlich zu machen: 
1. Die Bundesregierung hat dem Deut- 
schen Bundestag, der deutschen und der 
Weltöffentlichkeit frühzeitig ihre Vorstel- 
lungen über ein Verhandlungsergebnis 
dargelegt; unsere heutige Debatte knüpft 
an diese Darlegungen an. 
2. Die Bundesregierung hat in dieser Fra- 
ge einen konstruktiven Kurs gesteuert. 
Wir haben vom ersten Tag der Übernahme 
dieser Regierung bis heute auf die ameri- 
kanischen Verhandlungspositionen Einfluß 
genommen. 
Die enge persönliche Abstimmung mit 
dem amerikanischen Präsidenten ist ganz 
gewiß in der deutschen Nachkriegsge- 
schichte ohne Beispiel. 

Und ohne Beispiel ist auch die enge Ab- 
stimmung mit unseren Freunden und Part- 
nern in der NATO, in Europa, in Kanada 
und in den Vereinigten Staaten. 

Wir haben uns fortgesetzt darum be- 
müht, auch nach einem Beginn der 
Stationierung alle Verhandlungsmög- 
lichkeiten offenzuhalten. Nichts wird 
durch eine Stationierung unumkehr- 
bar werden. Das Bündnis ist bereit, 
auch stationierte Systeme nach ei- 
nem   Verhandlungsergebnis   wieder 
abzubauen. Die Sowjetunion hat kei- 
nerlei Anlaß, jetzt vom Verhandlungs- 
tisch aufzustehen. 

Auch der Westen hat verhandelt, während 
die Sowjetunion die Aufstellung ihrer SS- 
20-Raketen  fortsetzte.  Die  Sowjetunion 
hat von einem Moratorium geredet, wäh- 
rend der Westen über vier Jahre faktisch 
ein Moratorium eingehalten und als einsei- 
tige Vorleistung keine Raketen stationiert 
hat. 
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IV. 

Die Allianz hat der Sowjetunion das 
bisher umfassendste Abrüstungsan- 
gebot der Geschichte unterbreitet: 

— Bei den Verhandlungen über strategi- 
sche Interkontinentalwaffen haben die 
USA angeboten, nicht nur die Trägersy- 
steme drastisch zu verringern, sondern 
vor allem auch die Zahl der Gefechtsköpfe 
der land- und seegestützten Raketen um 
vierzig Prozent zu vermindern. 
— Bei den INF-Verhandlungen haben die 
USA den Sowjets vorgeschlagen, gemein- 
sam auf eine ganze Waffenkategorie zu 
verzichten, d. h., auf alle landgestützten 
Mittelstreckenraketen in Ost und West. 
— Bei den Wiener MBFR-Verhandlungen 
über den gegenseitigen und ausgewoge- 
nen Truppenabbau in Mitteleuropa haben 
die Vereinigten Staaten gemeinsam mit 
uns und den übrigen europäischen Part- 
nern einen umfassenden Vertragsentwurf 
eingeführt. Hierdurch soll eine überprüf- 
bare Verringerung der Land- und Luft- 
streitkräfte beider Bündnisse auf 900000 
Soldaten jeder Seite im Reduzierungsge- 
biet sichergestellt werden. 
— Im Genfer Abrüstungsausschuß be- 
müht sich der Westen um ein Abkommen, 
das Produktion und Lagerung aller chemi- 
schen Waffen nachprüfbar verbietet. 
— Und am 17. Januar 1984 soll in Stock- 
holm die Konferenz über sicherheits- und 
vertrauensbildende Maßnahmen und 
über Abrüstung in Europa beginnen. Die- 
se Konferenz geht ebenfalls auf eine Initia- 
tive des Westens zurück. 

Außerdem wurden 1980 im Rahmen des 
NATO-Doppelbeschlusses aus Europa 
einseitig 1000 nukleare Gefechtsköpfe ab- 
gezogen. Weitere 1400 Gefechtsköpfe 
sollen folgen. Damit baut die NATO ein 
Drittel ihrer nuklearen Sprengköpfe in Eu- 
ropa ab. 
Nichts kann unsere Politik, die ich unter 

das Thema gestellt habe „Frieden sc * 
fen mit immer weniger Waffen", eindruc 

voller verdeutlichen, als diese Vielzahl 
Abrüstungsinitiativen. 
Wir streben eine ausgewogene Abrüst 
auch deshalb an, weil wir Mittel freiset 
müssen, freisetzen wollen für die Ufl 
rung der Not von Menschen, besonder 
den Entwicklungsländern. 
Es ist widersinnig und kann keinem 
uns gleichgültig sein, daß die Rüstung 
ausgaben weltweit steigen, während n 
derte Millionen Menschen Hunger le|fl

r 

Dies   ist  für   mich   ein   entscheiden 
Grund, auf Fortschritte bei ausgewoge ^ 
Abrüstung    und    Rüstungskontrolle 
drängen. J 

Wir wissen: Es gibt keine schnellen^ 
radikalen Lösungen. Was auf dem 
der Abrüstung und Rüstungskontrolle 9 
das sind Beharrlichkeit, Ausdauer und 
duld. . - 
Präsident Reagan hat mit seinem Pers% 
chen Einsatz für das bisher umfassend 
Abrüstungsprogramm  des Westens 
diejenigen Lügen gestraft, die ihm un 
stellt haben, mit der Sicherheit der e 
päischen Verbündeten anders umzuge  . 
als  mit  der  Sicherheit  der Vereint 
Staaten. ^ 

In seiner Rede vor dem japanis^ 
Parlament vor ein paar Tagen, art1 » 
November, hat er unmißverständ' 
festgestellt — Ich zitiere: „Ein A^ 
krieg  kann  niemals  gewonnen ü 

darf niemals geführt werden. Der 
sitz von Nuklearwaffen hat allein J', 
Wert, sicherzustellen, daß sie n'|r 

eingesetzt  werden   können  — " 
mals." p 

Der Westen hat seine Bereitschaft zur 
rüstung und Rüstungskontrolle ir"^, 
wieder unter Beweis gestellt. Dennoch , 
ren wir immer nur Vorschläge, worauf . 
Westen einseitig verzichten und we1 - 
Vorleistungen er erbringen sollte. Wo 
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% 
aber verzichtet haben, darüber wird 

rtiand mit uns verhandeln. Und wie soll 
6r p

n die Bedrohung durch den Warschau- 
be ^ abgebaut werden, wenn wir daher 

Crt'tS alles' was mö9licn ist- in den Ver" 
Ölungen hingegeben haben? 

% 
V. 

Pr^k1"6 Sicherheit, der Schutz unserer 
St ' eit gebieten nunmehr, daß wir mit der 
,eist°nierung neuer amerikanischer Mit- 
i^ 'reckenraketen beginnen. Wir tun dies 

Bewußtsein der Solidarität im Bündnis, 
da>Sen Partner sich gemeinsam mit uns 
%{ 

VerPflichtet haben. Die NATO hat 
an mfang der Stationierung von Anfang 
0 ^ualitativ und quantitativ begrenzt. 

0* wird deutlich, daß wir keine Bedro- 
s   9 

für die Sowjetunion schaffen wollen, 
rne  

ern daß wir die notwendigen Maßnah- 
ken aUf ein Minimum dessen beschrän- 
kt c^as für unsere Sicherheit erforderlich 
WiM     iede Rakete, die jetzt aufgestellt 
Suro Wlrd eine andere Nuklearwaffe aus 
°n w

Pa ab9ezogen — und die Sowjetuni- 
jarir

eiß das. Sie weiß auch, daß Ende des 
b6r ?s' wenn die ersten Einheiten einsatz- 
b|eJ 

Werden, immer noch fünf Jahre Zeit 
2i6l en- ein Verhandlungsergebnis zu er- 
begr

n" das die Aufstellung dieser Raketen 
enzt oder rückgängig macht. 

d
er beginn der Stationierung schlägt 
e Tür für Verhandlungen nicht zu. 

lur Westen ,st bereit, solange weiter 
a

u Erhandeln, bis ein für beide Seiten 

iajnehmbarer   KomProm,ß   gefunden 
ö'e s" 
ser A°wJetunion hat wenige Tage vor die- 
He ÜSsprache in Genf zu erkennen ge- 
rige 

n- daß sie unter Aufgabe ihrer bishe- 
britj ?0sit'on bereit sein könnte, über die 
deri .chen und französischen Systeme mit 
|:Oriin?troffenen Staaten in einem anderen 
Ich b  

2U vernandeln. 
%d ? sicher, daß sich Ausdauer, zähes 

instruktives Verhandeln sowie die 

Bewahrung der eigenen Sicherheitsinter- 
essen bei gleichzeitiger Anerkennung der 
legitimen Sicherheitsbedürfnisse der an- 
deren Seite auszahlen werden. 
Die Sowjetunion verfolgt weiterhin das 
Ziel, die Stationierung amerikanischer Mit- 
telstreckensysteme in Europa grundsätz- 
lich zu verhindern und gleichzeitig ihr Ra- 
ketenmonopol zu bewahren. Dies bleibt 
für uns unannehmbar. 
Die jüngsten Vorgänge zeigen aber: Auch 
die Sowjetunion erkennt, daß die Anrech- 
nung der britischen und französischen Sy- 
steme bei INF ein von ihr selbst künstlich 
geschaffenes Problem darstellt. 

Wenn   die   Sowjetunion   tatsächlich 
Kompromißbereitschaft  zeigen  wür- 
de, sollte es möglich sein, ein Gleich- 
gewicht zwischen den nach Reduzie- 
rungen   verbleibenden   sowjetischen 
Systemen und den zu stationierenden 
amerikanischen Systemen zu verein- 
baren, so daß unser Anspruch auf ein 
möglichst niedriges, aber für die Ver- 
einigten Staaten und die Sowjetunion 
gleiches Niveau gewahrt wird. 

Ich wiederhole: Es gibt keine Veranlas- 
sung für die Sowjetunion, vom Verhand- 
lungstisch aufzustehen. Wenn sie wirklich 
ein Ergebnis will, kann sie ein Ergebnis 
haben. Daß weiter verhandelt wird, liegt 
auch im wohlverstandenen Eigeninteresse 
der Sowjetunion. Ich appelliere heute von 
dieser Stelle erneut an die sowjetische 
Führung, nicht auf starren Prinzipien zu 
beharren, sondern ein Ergebnis möglich 
zu machen. 
Die Sowjetunion behauptet, der Stationie- 
rungsbeginn zwinge sie zu „Gegenmaß- 
nahmen". Diese Behauptung beweist ein- 
mal mehr, daß die Sowjetunion bereit ist, 
mit Nuklearwaffen politischen Druck aus- 
zuüben. 

Darüber hinaus wissen wir, daß die- 
ses als „Gegenmaßnahme" bezeich- 
nete Rüstungsprogramm für nukleare 



UiD 38 • 24. November 1983 • Seite 10 

Kurzstreckenwaffen seit Jahren vor- 
bereitet wird. Die Entwicklungszeit für 
diese Waffensysteme beträgt 8 bis 10 
Jahre. Sie wurden völlig unabhängig 
vom   NATO-Doppelbeschluß   produ- 
ziert und sollen jetzt auf diese Weise 
nachträglich vor der Öffentlichkeit ge- 
rechtfertigt werden. 

Die Verhandlungen  über Mittelstrecken- 
waffen sind ein wichtiger Teil des sicher- 
heitspolitischen Gesprächs zwischen Ost 
und West. Sie sind ein Teil unseres Bemü- 
hens, das Ost-West-Gleichgewicht insge- 
samt zu stabilisieren und den Frieden in 
Europa zu festigen. 

Die Bundesregierung hat ein dichtes Netz 
von Gesprächen und Verhandlungen mit 
der Sowjetunion und der DDR geschaffen. 
Hierbei gelingt es uns auch immer wieder, 
konkrete Fortschritte zu erreichen, wie 
gerade die Post-Vereinbarungen in der 
vergangenen Woche zeigen. Die Ost- 
West-Beziehungen dürfen nicht auf die 
Raketenfrage verengt werden. 

Mein Angebot in der Regierungserklä- 
rung vom 4. Mai 1983 gilt: Uns liegt 
daran, eine neue und bessere Qualität 
der Beziehungen zur Sowjetunion und 
zu den Staaten des Warschauer Pak- 
tes zu erreichen. Unsere Politik ist ei- 
ne Politik des guten Willens und der 
besten Absichten. 

Wie ich vor kurzem Generalsekretär Ho- 
necker   schrieb,   müssen   nach   meiner 
Überzeugung    die    beiden    Staaten    in 
Deutschland gerade dann, wenn die inter- 
nationale Lage schwierig wird, alle Kraft 
daransetzen, das Geflecht der Beziehun- 
gen   und   der   Zusammenarbeit   weiter- 
zuentwickeln   und   auszubauen.   Gerade 
unsere historische Erfahrung und Verant- 
wortung für die Erhaltung des Friedens 
gebieten eine solche Politik. 
Wir  sind  nach  wie  vor  bereit,  auf  der 
Grundlage der mit der Sowjetunion, Polen, 
der Tschechoslowakei und der DDR ge- 

und schlossenen Verträge den Dialog u"w,ort- 
Zusammenarbeit auf allen Gebiete11 

zusetzen. ^ 
Die Bundesrepublik Deutschland f 

mit diesen Verträgen den GeV,e *$ 
zieht zum zentralen Bestandteil 
Friedenspolitik gemacht. Die Volk d 

Ost und West würden kein VerSL$ 
nis dafür haben, wenn dieser ^ 
den wir gemeinsam beschrifte" } 

ben, verschüttet wird. Dies g'11 9 e 

besonders für die Menschen in u 

rem geteilten Vaterland. 

VI. # 

Die Bundesregierung steht uneli#r 
schränkt zu beiden Elementen des ( 

mel-Berichts. Danach hat die Atlant'5 

Allianz zwei Hauptfunktionen: • — Die eine besteht darin, eine a ^ 
chende militärische Stärke und P0'1*1 

Solidarität aufrechtzuerhalten. a 
— Die andere Funktion besteht ir1 $ 
weiteren Suche nach Fortschritte j. 
Richtung auf dauerhafte Beziehungen ^ 
sehen Ost und West, mit deren Hily 
grundlegenden politischen Fragen 9 
werden können. g 

— Militärische Sicherheit und eme^' 
der Entspannung stellen keinen ^M 

spruch, sondern eine gegenseitige & K\ 
zung dar. Es war der damalige Außen ^ 
ster Willy Brandt, der im Dezember ^ 
für die Bundesregierung dem Harrne,! 
rieht zugestimmt hat, in dessen ^otLd 
tat auch der Doppelbeschluß des " 
nisses steht. M 

Dieser Beschluß repräsentiert im ^e(\d 
Philosophie des Bündnisses, daß ^e .J J 
gungsfähigkeit und Rüstungskon j 
gleichwertige Aufgaben sind. Wer \ 
sagt zum Doppelbeschluß, wendet s' ^ 
so gegen die Sicherheitspolitik, die 
NATO-Staaten gemeinsam vertreten- j 

Wer den inneren Zusammenhand ^ 
sehen militärischer Sicherheit un* 
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tlk der Entspannung auflöst, löst 
*uch die politische Konzeption des 
Bündnisses auf, ohne dafür eine AI- 
Dative zu besitzen. Wer je nach Be- 
arf das eine oder das andere aus 

'•n beiden Teilen des Harmel-Berich- 
•* verfolgt, dessen Politik wird für 
• freunde im Bündnis ebenso wie 

?*r die Staaten des Warschauer Pak- 
^unberechenbar. 

in 
Qen Doppelbeschluß und damit den 

dig ren Zusammenhang zwischen Vertei- 
ste||

np und Rüstungskontrolle auflöst, 
n6 J 

letztlich das Bündnis selbst und sei- 
Pra^ntscheidungs- und Lebensfähigkeit in 

9eb!Sichts dieser La9e und nach dem Er~ 
w ls des Parteitags muß die Sozialde- 
i)ber.ratiscne Partei Deutschlands gegen- 
Hk der deutschen und der Weltöffent- 

e,t folgende Fragen beantworten: 

*che rum wi" sie offenbar die sowjeti- 
He Aufrüstun9 und die sich daraus er- 

Hmnde Bedrohun9 nicnt zur Kenntnis 

V Wa 
tyeri. 

Um will sie dem Bündnis den not- 
9errJ

9en   militärischen   Schutz   verwei- 

d6r 
arurTi übernimmt sie wieder und wie- 

woh| 'e SowJetische Argumentation, ob- 
0b6r 

Sle damit im Westen wie auch gegen- 
Scbw

der Mehrzahl  ihrer sozialistischen 
esterparteien isoliert ist? 

Staat
arum unterstellt sie den Vereinigten 

Kw °hne Unterlaß ungeachtet der ge- 
lUhnr.  9en pakten mangelnden Verhand- 
^"en in Genf? 

%^ nd warum erkennt sie nicht die Be- 
V6ru 

n9en der Bundesregierung an, alle 
f*n? ndlun9smöglichkeiten   auszuschöp- 

9eSe[?
Sor Karl Kaiser, ein international an- 

5che^6pes Mitglied der Sozialdemokrati- 
partei Deutschlands, hat am 2. Ok- 

tober 1983 vor dem Seeheimer Kreis der 
SPD gesagt — ich zitiere: 
„Im Doppelbeschluß geht es im Kern um 
die Frage, ob sich die Bundesrepublik 
Deutschland im Einvernehmen mit ihren 
Verbündeten einem sich abzeichnenden 
Vormachtanspruch der Sowjetunion über 
Westeuropa entgegenstemmt oder nicht. 
Das sowjetische Ziel ist ein neues politi- 
sches System in Europa, das durch die 
Erosion der amerikanisch-europäischen 
Kooperation und wachsende Abhängig- 
keit von der Sowjetunion entsteht. Dies ist 
eine entscheidende Frage nationalen In- 
teresses, nämlich der Selbstbestimmung 
der Bundesrepublik Deutschland, bei der 
man nicht kampflos sowjetische Positio- 
nen übernehmen oder dagegen gerichtete 
Bemühungen innenpolitisch untergraben 
darf. Dies ist von der sozialdemokrati- 
schen Regierung unter Helmut Schmidt 
so erkannt worden; sie betrieb deshalb 
den Doppelbeschluß, der von der Partei 
gebilligt wurde. 
In einem mehrjährigen Prozeß wurde je- 
doch die Ablehnung aus der SPD stärker 
und entwickelte sich zu einer Wende. Die 
Position Helmut Schmidts wurde faktisch 
ins Gegenteil verkehrt. * 
Ich habe dem nichts hinzuzufügen. 

VII. 

Ich fasse die Prinzipien zusammen, die die 
Sicherheitspolitik dieser Bundesregierung 
bestimmen: 
1. Wir gehören zum Westen. Das Bünd- 
nis für Frieden und Freiheit ist elementa- 
rer Bestandteil deutscher Politik. Hier 
verbinden sich unsere Grundwerte, un- 
sere Lebensform und unsere Sicherheit. 
Nur ein wehrhaftes und einiges Bündnis 
kann den Frieden in Freiheit sichern. Das 
Bündnis dient dem Frieden Europas und 
der Welt. Es bleibt Grundlage einer Poli- 
tik der Verständigung mit dem Osten. 
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Die Bundesregierung steht fest zur Si- 
cherheitspolitik der Allianz. Diese Politik 
verbindet Abschreckung und Verteidi- 
gung mit Rüstungskontrolle und Abrü- 
stung. 

2. An der historischen Wegscheide zwi- 
schen Erfolg in der Abrüstung und weite- 
rer Nuklearrüstung und im Angesicht der 
Entscheidung, neue nukleare Mittelstrek- 
kenwaffen zu stationieren oder eine gan- 
ze Kategorie von Nuklearwaffen von die- 
ser Erde zu verbannen oder sie wenig- 
stens gleichwertig zu begrenzen, stehen 
Ost und West in der Bewährung. Ein Er- 
folg verlangt, daß beide Seiten ihre je- 
weiligen Sicherheitsbedürfnisse respek- 
tieren. 

3. Die Bundesregierung steht fest zum 
NATO-Doppelbeschluß. Wenn die Ver- 
handlungen zunächst ohne Ergebnis 
bleiben, wird das Bündnis bis zum Jah- 
resende die Einsatzbereitschaft der er- 
sten Pershing-Raketen und Cruise Missi- 
les herstellen. Die Bundesrepublik 
Deutschland trägt hierbei ihren Anteil. 
Wir wissen, daß die Vereinigten Staaten 
von Amerika auch danach in Genf nichts 
unversucht lassen werden, einen Ver- 
handlungserfolg zu erzielen. 

4. Standfestigkeit zum NATO-Doppelbe- 
schluß steht heute für das Überleben des 
demokratischen Europas, die Bewah- 
rung des Atlantischen Bündnisses und 
die Fortführung gleichberechtigter Be- 
ziehungen mit der Sowjetunion. 

5. Die Bundesregierung bleibt bei der 
klaren Orientierung in der Sicherheitspo- 
litik, die unser Volk braucht. 

Fundamente unserer Außenpolitik bleiben 
das Atlantische Bündnis und die Europä- 
ische Gemeinschaft. Die Entscheidung für 
das Atlantische Bündnis, für die Partner- 
schaft mit den USA und Kanada, wird uns 
auch in Zukunft Frieden und Freiheit si- 
chern. 

Wer von ganzem Herzen für den Frie. ,% 

eintritt, wer Freiheit und MenschenW^ 
als höchstes Gut betrachtet, wer uns 
nationalen Interessen auf Dauer 9eS.lCjnjs 
sehen will, der muß das westliche Bun V 
stark und gesund erhalten. Die At 
sehe Allianz, deren Kernstück die fes   „ 
wurzelte Freundschaft der alten *>ta 

des Kontinents mit der Neuen Welt' ., 
seits des Atlantik bleibt, sichert unse 
Frieden. 

Ich stehe dafür, daß dieser Weg, den  ^ 
CSU und CDU  unter Konrad Aden» 
eingeschlagen   haben,   nicht   verle 
wird. Wir sind keine Wanderer zvvis 
Ost und West. 

Zwischen Demokratie und Diktatur Qß> 
keinen Mittelweg. Wir stehen auf der^ 
der Freiheit. 

Unsere Freiheit — das ist die freie En 
tung der Persönlichkeit in Verantwo11 ^ 
auch für den Nächsten. Und weil Wr 

den Nächsten mit einzustehen haben. ^ 
fen wir gerade auch als Christen die 
fahr von Gewaltherrschaft — und     ., 
nach von  Krieg  — für unsere M» 
sehen nicht erhöhen. 

Ohne Freiheit kann der Frieden ni je»* 
if 

irf" 

stehen. Wo die Grundwerte Freiheit 
Gerechtigkeit mißachtet, wo Mensc^, 
rechte verletzt werden, da ist immer •, 
der Friede in Gefahr. Jenseits der F 
gibt es keinen Frieden, der diesen 
verdient. Freiheitssicherung ist 
auch Friedenspolitik. 

Krieg darf kein Mittel der Politik 5 , 
Dies   gehört   zum   Selbstverstä^ 
demokratischer Staaten  und &' J 
kratischer Politiker. Wer im Hjjf 
Gewalt ausschließt und den sta*! 

litischen    Willen    durch    friedig 
Mehrheitsentscheid der Bürger »> ^ 
der scheut auch nach außen da5 

tel der Gewalt. 
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äuR° 9ilt aber aUCh- 'm Rin9en Um den 

Beren Frieden darf der innere Frieden 
n'cht i 
Ich 

'n Gefahr geraten. 
^n habe Respekt vor der persönlichen 
.^issensentscheidung eines jeden, die 
.  der Friedensdiskussion zum Ausdruck 
sc?

nit-  Aber  nach  unserer  demokrati- 
nen Verfassung liegt die Entscheidung 

^' der Mehrheit des frei gewählten Parla- 
, ents.  Gerade  in  sogenannten  Überle- 
gungen gibt es nicht die geringste Le- 
he'r

,ation fur den Anspruch einer Minder- 
ll- ihren Willen gegen  eine  Mehrheit 

^zusetzen. 
*9en demokratische Mehrheitsentschei- 

tr6t
9en unserer frei gewählten Volksver- 

d 
tUn9 hat niemand das Recht zum Wi- 

PreS
h
tand- So wi" es unsere demokratische 

'neits- und Friedensordnung. 

Wah 6 0rdnun9 ist es wert>im lnneren be~ 
den Und nach außen verteid'9t zu wer" 
Ser °as scnulden wir uns selbst und un~ 
de 

en Bündnispartnern, das sind wir auch 
n Menschen in Mittel- und Osteuropa 

huldig. 

^T 2uvor ist der Wille' vor Herrschafts- 
die n nicnt zurückzuweichen, sondern 
*irid-9ene Freiheit standhaft zu bewahren, 
Ma ,n9,icher formuliert worden als von 
fler?eS-Sperber in seiner Dankesrede für 
ha^.,FriedensPreis des Deutschen Buch- 
0   els: 

e0 
ICn — wie so viele andere — stets da- 

erff
ne'9t war, unsere Zivilisation mit un- 

heuther Stren9e zu kritisieren, will ich 
£ur 6 Um so ,auter darauf bestehen, daß 
ive 

opa sich trotz allem selbst retten kann, 
$jc.n es sich nicht dazu verführen läßt, 
ive/ gerade in einer Zeit aufzugeben, in 
tuffo der Mut zur Menschlichkeit und 
tunnhrheit den Mut zur Selbstbeh 

9 voraussetzt.' 
Selbstbehaup- 

Ja*u 
Wen • Slnd wir neute alle aufgerufen. Und 
9er t'°h Verantwortung für unsere Mitbür- 
Söhi-ra9e' ernpfinde ich hier eine ganz per- 

nilche Verpflichtung. 

Als Christ, der sich auch in einem hohen 
Staatsamt an christliche Ethik gebunden 
weiß, wende ich mich deshalb gegen je- 
den Versuch, die Bergpredigt in einer Wei- 
se in die Politik einzuführen, die jedenfalls 
für mich so nicht akzeptabel ist. 

Die Bergpredigt zu leben, heißt: de- 
mütig anzuerkennen, daß es göttliche 
Vollkommenheit hier auf Erden nicht 
gibt.   Die   Verwechslung   paradiesi- 
scher Verheißung mit irdischer Reali- 
tät wird der Bergpredigt gerade nicht 
gerecht. 

Der Christ weiß um die Widersprüchlich- 
keit der Natur des Menschen, die auch die 
Geschichte prägt und den Frieden immer 
wieder     gefährdet.     Diese     Bedingung 
menschlicher Existenz kann von uns allein 
nicht aufgehoben werden. 
Wenn  unsere  menschliche  Natur durch 
unser    Christsein    aufgehoben    würde, 
brauchten  wir  keine  Politik  mehr.   Die 
Bergpredigt ist  keine Aufforderung,  die 
Wirklichkeit zu verleugnen, sondern sie 
verpflichtet uns zu einem ethisch verant- 
wortlichen Handeln. 

Der schon lange anhaltende Zustand 
erfolgreicher Kriegsverhütung in Eu- 
ropa ist ein Ergebnis verantwortlichen 
Handelns, eine Leistung der Vernunft, 
ja ein Werk der Staatskunst, das es 
fortzuführen und zu stärken gilt. 

Dem   dient   unsere   Verteidigungsbereit- 
schaft, unser Bemühen um ein Gleichge- 
wicht der Kräfte und damit um die Siche- 
rung von Frieden und Freiheit. 
Wer vor dem Druck einer Diktatur weichen 
muß, weil er ihrer Macht nicht standhält, 
verleitet sie zu immer neuer Erpressung 
und zur Anwendung von Gewalt. Kein de- 
mokratischer Politiker darf sich in die La- 
ge bringen, nicht mehr frei entscheiden zu 
können. 
Wir sollten nicht jene bittere Erkenntnis 
des britischen Premierministers Neville 
Chamberlain vergessen, der nach der Un- 
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terzeichnung des Münchner Abkommens 
die englische Ohnmacht gegenüber dem 
nationalsozialistischen Regime im Unter- 
haus beschrieb. Er sagte: „Die Erfahrung 
der letzten Tage hat uns nur zu deutlich 
gezeigt, daß militärische Schwäche diplo- 
matische Schwäche bedeutet." 

Die Geschichte lehrt: Wer. schwach 
ist, ermutigt hegemoniale Ansprüche 
und fordert Bedrohung geradezu her- 
aus.  Er  macht  sich  erpreßbar und 
setzt seine Freiheit und damit in letz- 
ter  Konsequenz  auch  den  Frieden 
aufs Spiel. Allein die Standfestigkeit 
der   freien   Völker   kann   totalitären 
Staaten ihre Grenzen zeigen. Niemals 
dürfen wir zulassen, daß Frieden und 
Freiheit   gegeneinander   ausgespielt 
werden. 

Nur ein Volk, das in Frieden und Freiheit 
lebt, kann auch wirklich einen Beitrag für 
den Frieden in der Welt leisten. 
Wir Deutsche, wir alle wollen diesen Frie- 
den in Freiheit. Wir wollen ihn mit allen 
Völkern. Und wir wollen ihn ganz beson- 
ders mit unseren Nachbarn in West und 
Ost. 
Wir wissen um das Schreckliche, das in 
deutschem Namen geschehen ist. Wir ver- 
gessen niemals das unsagbare Leid, das 
die Völker Europas und auf anderen Konti- 
nenten in zwei Weltkriegen erfahren ha- 
ben. Und in unserem eigenen Volk, in un- 
seren eigenen Familien, in uns selbst lebt 
die Erinnerung an die Wunden, die Ge- 
waltherrschaft und Krieg geschlagen ha- 
ben, fort. 
Unzählige Deutsche haben Schlimmes er- 
lebt — am eigenen Leibe, in ihrer Familie, 
in ihrem Freundeskreis. 
Nie werden wir genau wissen, wie viele 
damals ihr Leben verloren: 
in den Kerkern des Unrechtsregimes, 
in den Schlachten  des Krieges,  in den 
Bombennächten in der Heimat, 
in der Gefangenschaft 

oder bei Flucht und Vertreibung aus ° 
Heimat. 
Viele von denen, die Krieg und DiW® 
überlebten, blieben gezeichnet von 
Spuren schrecklicher Erfahrungen. 
Wir haben die Lektion der Geschichte 9 
lernt. Jene schlimmen Erfahrungen ha& 
sich tief in das Gedächtnis und das » 
wußtsein unseres Volkes eingegraben- 

Waffen und militärische Stärke haben 
uns keinerlei Faszinationskraft. Wir si 
nicht raketensüchtig. 

uyif 
Aber in einer friedlosen Welt müssen 
bereit  sein,  für  die  Sicherung  unser 
Friedens in Freiheit das Notwendige 

tun' te 
Wir, die Deutschen, können nicht beise

hte 

treten, um in einer Nische der Geschic 
darauf zu hoffen, daß es anderen geling 
möge, den Frieden und unsere Freiheit 

sichern. 

Dazu müssen wir auch selbst und pers 

lieh unseren Beitrag leisten. 
wie 

„Dem Frieden der Welt zu dienen   -"* 
es  unser  Grundgesetz,  unsere  Ven 
sung, vorschreibt —, dies war und bl* . 
für uns stets politische Notwendigkeit   .^ 
sittliche Pflicht. Aber dieser Frieden 
Freiheit hat seinen Preis. Wir müssen 
reit sein, dafür Opfer zu bringen. 

Wir müssen unsere Pflicht tun, \e° 
an seinem Platz — alle Bürger «"* 
res Landes, ihre frei gewählten AM, 
ordneten,   ihre   demokratisch  '** j, 
mierte Bundesregierung und auch 
ganz persönlich. ., 
Im Bewußtsein der schweren Ver*' 
wortung, die ich in meinem Amt tr«| 
bleibe ich bei meiner Überzeug"^, 
Nur wenn wir jetzt das Gleichge^' J 
wiederherstellen und damit zug'e 

unser Bekenntnis zum Bündnis     , 
kräftigen, sichern wir für unser L* 
den Frieden in Freiheit und damit 
Zukunft unseres Vaterlandes. 
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Wortlaut der Entschließung 
des Deutschen Bundestages 
P'e von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
m Deutschen Bundestag verabschiedete Entschließung hat 
|0,genden Wortlaut: 

• Der Deutsche Bundestag bestätigt seine Entschließung vom 26. Mai 1981, 
"a'e Bundesregierung bei der konsequenten und zeitgerechten Verwirklichung 
es Beschlusses der NATO vom 12. Dezember 1979 in seinen beiden Teilen" 
'ü unterstützen. 
I' °er Deutsche Bundestag weiß sich einig mit allen Bürgern unseres Landes 

dem Wunsch nach Erhaltung und Stärkung des Friedens in Freiheit sowie 
s*ch- einer deutlichen Verminderung der Rüstungen ohne Gefährdung unserer 

lcherheit. Diesem Ziel dienen die Mitgliedschaft und Mitarbeit der Bundesre- 
ub|'k Deutschland im Verteidigungsbündnis der NATO. 
'eses Bündnis hat seit über drei Jahrzehnten erfolgreich zur Bewahrung des 

L ,edens in Freiheit beigetragen und wird dies auch weiterhin tun. Das Bündnis 
^dr°ht niemanden. In seiner Bonner Erklärung vom 10. Juni 1982 heißt es: 
:\e'ne unserer Waffen wird jemals eingesetzt werden, es sei denn als Antwort 
feinen Angriff." Das Bündnis sichert den Frieden durch eine Politik des mili- 
siohChen Gleichgewichts auf einem möglichst niedrigen Niveau. Es bemüht 
dj 

h ^m einen Abbau der Ost-West-Spannungen durch eine Politik der Verstän- 

D
9un9 mit dem Osten. 
*r Deutsche Bundestag unterstreicht, daß Verständigung und Ausgleich mit 
r Sowjetunion und den anderen Staaten des Warschauer Paktes nur auf der 

ch
Undlage politischer Gleichberechtigung und der Anerkennung gleicher Si- 

dilerheit für alle Staaten erfolgen können. Durch ihre SS-20-Stationierung hat 
s Sowjetunion die Sicherheitslage verändert und bedroht dadurch die politi- 
sch6 Entscheidungsfreiheit der Staaten Westeuropas. Der NATO-Doppelbe- 

luß soll diese Bedrohung abwenden. 
J*r Deutsche Bundestag bedauert, daß die Genfer Verhandlungen über Mittel- 
d 

eckensysteme (INF) trotz größter Anstrengungen der USA und ihrer Verbün- 
st 

ten bisher zu keinem Verhandlungsergebnis geführt haben. Zur Gewährlei- 
n9 der militärischen Sicherheit und politischen Entscheidungsfreiheit West- 

ein o S brauchen wir daher - im Einklang mit dem NATO-Doppelbeschluß - 
ö 

Ge9engewicht gegen die uns bedrohenden sowjetischen SS-20-Raketen. 

afe" Deutscr>e Bundestag unterstützt deshalb die Entscheidung der Bundesre- 
rj run9, entsprechend ihrer Verpflichtung aus dem zweiten Teil des NATO- 
^ Ppelbeschlusses fristgerecht den Beginn des Stationierungsprozesses ein- 
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Der Deutsche Bundestag erinnert daran, daß das Bündnis trotz einer mas 
betriebenen sowjetischen Vorrüstung mit modernen Mittelstreckenraketen 
Jahre lang auf die Nachrüstung verzichtet und sich ernsthaft um Verhand 
gen und ein für beide Seiten annehmbares Ergebnis bemüht hat. 
Der Deutsche Bundestag begrüßt die erklärte Bereitschaft der USA, die I 
Verhandlungen unabhängig vom Beginn der Stationierung fortzuführen. 
Ziel bleibt die drastische Verringerung, wenn möglich die völlige Verschrott 
landgestützter nuklearer Mittelstreckenflugkörper größerer Reichweite in c 
pa. Das ist nur durch Verhandlungen erreichbar. Diese Verhandlungen ble' 
in jedem Fall sinnvoll. Der Stationierungsprozeß wird sich über mehrere J*. 
erstrecken. Im Wege von Verhandlungen kann eine Begrenzung der M« gf, 
Streckenraketen sowie ein Abbau schon stationierter Raketen auch künftig 
reicht werden. ßj, 
Der Deutsche Bundestag fordert die Sowjetunion auf, sich — auch in ihrem 
genen Interesse — einer Fortführung der INF-Verhandlungen nicht einseitig 
entziehen. Er appelliert an die Sowjetunion, ihren Anspruch auf ein Monop0  p 

landgestützten nuklearen Mittelstreckenraketen aufzugeben und damit 
Weg zu einer fairen Verhandlungslösung freizumachen. 
Der Deutsche Bundestag setzt sich dafür ein, den Ost-West-Dialog in allen 
reichen und auf allen Ebenen fortzusetzen und zu vertiefen, um durch  ^, 
trauensbildung und Zusammenarbeit ein Klima zu schaffen, in dem Span" 
gen abgebaut und gleichgewichtige, überprüfbare Abrüstungsergebnisse 
zielt werden können. 
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